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Der Bundesminister für Ernährung, 
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II A 1 -2031 -229/56 


Bonn, den 1. Oktober 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Hilfe für Unwettergeschädigte 

Bezug: Kleine Anfrage 277 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2659 - 


Die vorgenannte Anfrage beehre ich mich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister der Finanzen und im Benehmen mit 
den Herren Bundesministern des Innern, für Wirtschaft und für 
Verkehr wie folgt zu beantworten: 

Zu 1. 

Die anhaltenden Niederschläge in den Monaten Juni und Juli führten 
in den Ländern Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen und Hessen, 
und zwar vornehmlich in den Tälern der Flüsse Weser, Leine, 
Aller, Ems, Lippe, Werra und Fulda, zu umfangreidien Über- 
schwemmungsschäden. Der Gesamtschaden an der auf stehenden 
Ernte wird von den drei Ländern mit 244 Mio DM, die Zahl der 
betroffenen Betriebe mit rd. 78 000 und die in Mitleidenschaft ge- 
zogene landwirtschaftliche Nutzfläche mit 325 000 ha angegeben. 
Die größten Schäden mit rd. 171 Mio DM entstanden im Land 
Niedersachsen. 

Zur sofortigen Unterstützung der vom Hochwasser betroffenen 
Gebiete stellte das Land Niedersachsen einen Betrag von 4 Mio DM, 
das Land Nordrhein-Westfalen von 0,9 Mio DM und das Land 
Hessen von 1 Mio DM zur Verfügung. Den betroffenen Betrieben 
wurden von den Landern Steuererleichterungen eingeräumt. 

In den von Hochwasserschäden betroffenen Gebieten kamen die 
Verbände des Technischen Hilfswerks zum Einsatz, die durch Ein- 
satzgruppen der angrenzenden Landesverbände verstärkt wurden. 
Der Einsatz erstreckte sich im wesentlichen auf die Sicherung, Er- 
höhung und Abdichtung von gefährdeten bzw. gebrochenen Deichen, 
auf die Errichtung von Notdeichen, auf die Befestigung von Brücken, 
auf die Erstellung von Notbrücken, auf die Sicherung von Verkehrs- 
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Straßen und auf die Bergung von Vieh und Hausrat. Insgesamt 
wurden von dem Technischen Hilfswerk an 53 Stellen 1445 Helfer 
eingesetzt, die 62 609 Einsatzstunden leisteten. Der Wert der ge- 
schützten und geretteten Objekte beläuft sich auf rd. 3,8 Mio DM. 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Vieh und Fleisch wurde be- 
auftragt, durch Aufkäufe in den Markt einzugreifen, wenn auf 
Grund der Hochwasserschäden in größerem Umfang Schlachtvieh 
angeboten wird. Ein Tätigwerden der EVSt war bisher nicht er- 
forderlich, da das erwartete gröikre Angebot ausblieb. Letzteres 
ist im wesentlichen auf die Selbsthilfemaßnahmen der Landwirt- 
schaft für die vom Hochwasser betroffenen Gebiete zurückzuführen. 

Die EVSt für Getreide und Futtermittel erhielt die Anweisung, auf 
Anforderung der Länder Futter getreide freizugeben. Darüber hinaus 
wurde sie und die Außenhandelsstelle angewiesen, Anträgen auf 
Ausfuhrbewilligungen für Kleie, Melasse und Trockenschnitzel nicht 
zu entsprechen. Die zunächst nur zeitweilig gesperrte Ausfuhr von 
Kleie aus Mehlexportgeschäften wurde gänzlich untersagt, so daß 
auch die Kleie aus neuen Mehlexportgeschäften auf dem Innenmarkt 
verbleibt. 

Mit der Deutschen Bundesbahn werden Verhandlungen hinsichtlich 
einer frachtfreien bzw. frachtermäßigten Übernahme der Transporte 
der von der Landwirtschaft gespendeten Futtermittel in die von 
Hochwasserschäden betroffenen Gebiete geführt. Die Länder wurden 
davon unterrichtet, daß die im Grünen Plan sowie im Haushalt 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vorgesehenen Mittel, soweit möglich und erforderlich, schwerpunkt- 
mäßig in den von Hochwasser- und Unwetterschäden betroffenen 
Gebieten eingesetzt werden können. Entsprechende Anweisungen 
sind von den Ländern bereits ergangen. 


Zu 2. 

Maßnahmen zur Behebung bzw. Milderung von Schäden, wie sie 
1956 in fast allen Teilen des Bundesgebiets ein^etreten sind, fallen 
zunächst ausschließlich in die Zuständigkeit der Länder. Nur beim 
Eintritt von übergebietlichen Notständen als Folge von Naturkata- 
strophen, z. B. durch Hochwasser, kommt eine Beteiligung des Bundes 
in Betracht, sofern hierdurch bei den Betroffenen eine Existenzge- 
fährdung eingetreten ist. Voraussetzung hierfür ist aber, daß die 
Länder nicht in der Lage sind, die Schäden aus eigener Kraft oder 
mit Hilfe des horizontalen und vertikalen Finanzausgleiclts zu be- 
seitigen. 

Unter Berücksichtigung dieses im Grundgesetz festgelegten Sub- 
sidiaritätsprinzips wird die Bundesregierung sich an den Maßnahmen 
zur Milderung der in der Landwirtschaft durch Hochwasser ent- 
standenen Schäden finanziell beteiligen, da es sich bei ihnen um 
überregionale Schäden mit erheblichem Ausmaß handelt. Dem Land 
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Niedersachsen wurde auf Anforderung in der Zwischenzeit bereits ein 
Betrag von 4 Mio DM im Vorgriff auf die Bundeshilfe zur Ver- 
fügung gestellt. 

Die Bundesrichtlinien zur Feststellung und Abwicklung der Ffoch- 
wasserschäden an der Ernte 1956 in Betrieben der Landwirtschaft 
wurden den Ländern am 15. September 1956 übersandt. 

Voraussetzung für die Gewährung einer Unterstützung ist, daß durch 
die entstandenen Fiochwasserschäden die Existenz des einzelnen Be- 
triebes gefährdet und als Folge davon die neue Ernte aus eigener 
Kraft bzw. mit Fiilfe eines normal zu verzinsenden Bankkredits 
nicht erstellt werden kann. Die Fiöhe der Unterstützung wird durch 
die für die Fortführung des Betriebs erforderlichen dringendsten 
Mittel begrenzt. Die Durchführung der Maßnahmen liegt wie 1954 
bei den Ländern. 

Zu 3. 

Auf dem Gebiet der wasserwirtschaftlichen Verwaltung besteht für 
den Bund zwar nur eine Zuständigkeit für die Bundeswasserstraßen. 
Die Bundesregierung unterstützt aber im Rahmen der ihr zur Ver- 
fügung stehenden Mittel übergebietliche Bauvorhaben der Länder, 
insbesondere gegen Fiochwasser, wenn für die Durchführung die 
Finanzkraft der Länder nicht ausreicht. 

Von den Gesamtbaukosten der Wasserwirtschaft in den Ländern 
(ohne den Aufwand für die Bundeswasserstraßen) sind im Rechnungs- 
jahr 1955 von 1,27 Mrd. DM rd. 233 Mio DM für Maßnahmen 
zur Verhütung von und zum Schutz gegen Fiochwasser verausgabt 
worden. Zu diesen Baukosten hat der Bund rd. 59 Mio DM an 
Zuschüssen gegeben und 32 Mio DM an Krediten bereitgestellt 
oder für diesen Zweck mobilisiert, d. s. insgesamt 91 Mio DM. Darin 
sind auch beachtliche Betrage enthalten, die die Arbeitsverwaltung 
bereitgestellt hat, und zwar für Bauvorhaben, die als Notstands- 
maßnahmen durchgeführt wurden. Weitere Beträge sind im Rahmen 
der Zinsverbilligungsaktion der Bundesregierung mobilisiert und 
für Zwecke des Fiochwasserschutzes bereitgestellt worden. 

Auf Grund der in den Ländern Niedersachsen, Nordrhein- West- 
falen und Fiessen eingetretenen Fiochwasserschäden wurden die 
Länder gebeten mitzuteilen, durch welche weiteren Maßnahmen 
derartige Ereignisse gemildert werden können. 


Zu 4. 

Die von den Ländern mit Unterstützung der Bundesregierung er- 
richteten, geplanten oder in Durchführung begriffenen Maßnahmen 
zum Schutz gegen Fiochwasser kommen nicht nur den landwirt- 
schaftlichen Betrieben, sondern auch allen anderen ßerufsgruppen 
und Menschen, die ihren Wohnsitz in den in Frage kommenden 
Gebieten haben, zugute. 
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Aus den unter 2. dargelegten Gründen fallen Hochwasserschäden, 
die in nicht landwirtschaftlichen Betrieben 1956 enstanden sind, 
nicht unter die von der Bundesregierung in die Wege geleiteten 
Hilfsmaßnahmen. Derartige Schäden werden vielmehr von den 
Ländern, soweit erforderlich, in Anpassung an die örtlichen Ver- 
hältnisse gemildert. Es kann angenommen werden, daß die Länder 
berechtigten Ansprüchen in ausreichendem Umfange gerecht werden. 
Das Land Hessen stellt z. B. den gewerblichen Unternehmungen, 
die durch die Hochwasserschäden in ihrer Existenz gefährdet sind, 
staatsverbürgte Kredite zur Verfügung, für die das Land vorläufig 
ganz oder teilweise die Zinszahlungen übernimmt. 


In Vertretung 


Dr. Sonnemann 



